
 
 

Äusserung zur Vernehmlassungsvorlage «Cybergrooming – Art. 187bis StGB» 

 

 
1. Wesentlicher Inhalt der Vernehmlassungsvorlage Cybergrooming 
 

Die Vernehmlassungsvorlage schlägt die Einführung eines neuen Straftatbestands im 
schweizerischen Strafgesetzbuch (StGB) vor: Art. 187bis StGB «Sexuelle Kommunikation 
mit Kindern». Gemäss diesem neuen Straftatbestand ist es strafbar, wenn eine erwachsene 

Person mit einem Kind unter 16 Jahren eine sexuell motivierte Kommunikation führt, die die 
ungestörte sexuelle Entwicklung des Kindes gefährden kann. 
 

Der Straftatbestand erfasst alle Formen der Kommunikation, d.h. sowohl online (Chats, 
Social Media, Spiele) als auch offline (Telefon, persönliche Gespräche). Zugleich sollen so 
auch nicht vorhersehbare technologische Entwicklungen umfasst sein. Anders als bei bishe-

rigen bestehenden Strafnormen, wie beispielsweise Art. 187 StGB, ist kein physisches Tref-
fen oder die Herstellung von pornografischem Material nötig. Die Strafnorm ist als Offizialde-
likt ausgestaltet und erfasst auch subtile, manipulative Kommunikationsformen wie drän-

gende Fragen zur Sexualität, Aufforderungen zu Nacktbildern oder einen emotionalen Ver-
trauensaufbau mit sexuellem Hintergrund. Gleichzeitig geht es nicht um jede sexuelle Äusse-
rung, sondern nur um solche, die die psychische und emotionale Entwicklung des Kindes 

schädigen können. Die Strafdrohung liegt bei bis zu einem Jahr Freiheitsstrafe oder Geld-
strafe. Beträgt der Altersunterschied zwischen den Beteiligten nicht mehr als drei Jahre, ist 
die Handlung nicht strafbar, Art. 187bis Abs. 2 StGB. Weitere Ausnahmen sind gemäss Abs. 

3 gegeben, wenn der Täter zur Zeit der Tat oder der ersten Tathandlung das 20. Altersjahr 
noch nicht zurückgelegt hat. 
 

Die Strafnorm schliesst eine strafrechtliche Lücke. Bislang blieben viele Formen des 
«Groomings im weiteren Sinne» straffrei, solange kein Treffen vorbereitet oder Pornografie 
verbreitet wurde. 

 
2. Rechtliche Perspektive 
 

2.1. Vorteile 
Die neue Strafnorm kann die bestehende strafrechtliche Lücke schliessen. Die bisherigen 
Strafnormen wie Art. 187 StGB (Sexuelle Handlungen mit Kindern), Art. 197 StGB (Porno-

grafie) und Art. 198 StGB (Sexuelle Belästigungen) erfordern oft konkrete Handlungen (z. B. 
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Konfrontation mit Pornografie, Körperkontakt, grobe Belästigung). Der neue Straftatbestand 
erfasst die präventive, manipulative Phase des Missbrauchs, d.h. die psychologische Vorbe-
reitung, die teilweise den schwerwiegendsten Schaden verursachen kann. Dadurch, dass 

alle Formen der Kommunikation erfasst sind, ist die Strafnorm technologieneutral ausgestal-
tet, wodurch sie gegenüber neuen Kommunikationsplattformen offen ist. Die Schweiz kommt 
mit der Schaffung der neuen Strafnorm der auslegenden Stellungnahme des Lanzarote-Aus-

schusses (2015) zum Grooming nach, wonach Grooming auch ohne physisches Treffen un-
ter Strafe gestellt werden soll. Zum Schutz vor Grooming bleibt weiter auch die Präventions-
arbeit durch frühzeitige Sensibilisierung und Intervention mittels der Zusammenarbeit zwi-

schen Polizei, Schulen, Schulsozialarbeit und Jugendarbeit enorm wichtig. 
 

2.2. Herausforderungen 

Der Nachweis, ob eine Kommunikation die «Entwicklung des Kindes gefährdet», ist subjektiv 
und komplex. Die Gerichte müssen dabei zwischen harmlosen Anspielungen und schädli-
chem Verhalten abwägen, was insbesondere bei gewissen Grauzonen (z. B. «Du siehst 

heute toll aus» mit Emoji) herausfordernd sein dürfte. Drittpersonen, die berechtigt sind, mit 
einem Kind über sexuelle Themen zu sprechen wie beispielsweise Lehrerinnen und Lehrer, 
Eltern, Therapeutinnen und Therapeuten werden von der Strafnorm nicht explizit ausgenom-

men. Die Vernehmlassungsvorlage vertraut darauf, dass mittels der sexuellen Erregungsab-
sicht des subjektiven Tatbestandes solche Fälle ausgeschlossen werden können und nicht 
zu einer Strafbarkeit führen. Bestimmte Handlungen, die als sexuelle Kommunikation im 

Sinne der neuen Strafnorm gelten, können gleichzeitig auch andere Strafnormen erfüllen. 
Hier benötigt es eine klare Abgrenzung durch die Rechtsprechung. 
 

3. Polizeiliche Perspektive 
 

3.1. Vorteile 

Für die polizeiliche Arbeit bedeutet die Schaffung der neuen Strafnorm insbesondere Folgen-
des: Die Polizei kann bereits frühzeitig eingreifen. Es muss noch kein Treffen oder physi-
scher Missbrauch stattgefunden haben oder Pornografie hergestellt worden sein, um han-

deln zu können. Bereits der Verdacht auf Chatverläufe mit sexuellen Fragen, der Aufforde-
rung zu Nacktbildern oder mit dem Inhalt emotionaler Manipulation kann für eine polizeiliche 
Intervention ausreichend sein.  

 
Es ist davon auszugehen, dass durch die neue Strafnorm eine verbesserte Prävention er-
reicht wird. Die Ausgestaltung der Norm als Offizialdelikt führt dazu, dass die Polizei von sich 

aus aufgrund von Hinweisen von Plattformen, Schulen oder anonymen Meldungen tätig wer-
den kann, ohne dass ein Strafantrag des Opfers vorliegen muss (was allerdings in der Praxis 
nur selten der Fall sein wird). Zugleich kann die Drohung einer Geld- oder Freiheitsstrafe 

dazu führen, dass allfällige Täter den Kontakt zu potenziellen Opfern abbrechen bzw. von al-
lenfalls strafrechtlich relevantem Verhalten absehen (präventive Wirkung).  
 

3.2. Herausforderungen 
Die Einführung einer neuen Strafnorm für Sachverhalte, die bisher straffrei geblieben sind, 
wird zu einem Mehraufwand für die Polizei, die übrigen Strafverfolgungsbehörden und die 

Gerichte führen. Die Ermittlungen dürften oftmals im Zusammenhang mit umfangreichen 
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Chatverläufen stehen, die es zu analysieren und auszuwerten gilt. Die Interpretation von digi-
talen Kommunikationsinhalten wie Chats, Nachrichten, Emojis, Sprachnachrichten etc. ist 
komplex und muss immer kontextabhängig erfolgen. Die Analyse und Speicherung der Da-

ten erfordern technische und personelle Kapazitäten unter Berücksichtigung der daten-
schutzrechtlichen Vorgaben. Neben den Herausforderungen bei der Beweissicherung und 
Analyse dürfte insbesondere auch das Siegelungsverfahren häufig zu Verzögerungen bei 

Auswertungen führen. Auch wenn städtische Polizeikorps für die Ermittlungen nicht zustän-
dig sein sollten, sind sie dennoch oftmals die erste Anlaufstelle für Eltern, Schulen und Ju-
gendliche. So würde auch in diesen Fällen ein Mehraufwand bei der Entgegennahme von 

Meldungen, der Erstabklärung und der Weiterleitung an die zuständigen Strafverfolgungsbe-
hörden entstehen. 
 

Die Prüfung, ob eine stattgefundene Kommunikation zu einer Gefährdung der ungestörten 
sexuellen Entwicklung des Kindes führen kann, kann nicht durch die Polizei erfolgen, son-
dern wird durch die Staatsanwaltschaften bzw. die Gerichte erfolgen müssen. Zudem sind 

die Begriffe wie «Gefährdung der ungestörten sexuellen Entwicklung» und «Zweck der sexu-
ellen Erregung» in rechtlicher Hinsicht eher vage formuliert. Hier werden erste gerichtliche 
Urteile entscheidend für die Praxis sein. 

 
Es besteht zudem die Gefahr von falsch-positiven Fällen, beispielsweise im Rahmen jugend-
licher Experimente oder unklarer Sprache, was zu überflüssigen Ermittlungen bzw. unnötiger 

Kriminalisierung und psychischer Belastung der beteiligten Personen führen könnte. 
 
Die Zusammenarbeit mit den Plattform-Betreibern, bei denen digitale Kommunikationsinhalte 

gespeichert sind, kann sich sowohl in tatsächlicher als auch rechtlicher Hinsicht schwierig 
gestalten. Es besteht in der Praxis die Problematik, dass die Schweizer Behörden Daten von 
ausländischen Plattformen nicht schnell und effizient abrufen können bzw. der umständliche 

und oft schlecht funktionierende Rechtshilfeweg beschritten werden muss. In diesem Bereich 
müssen sich die technischen und rechtlichen Voraussetzungen eindeutig verbessern. 
 

4. Fazit 
 
Die Vernehmlassungsvorlage zur Einführung des neuen Art. 187bis StGB stellt einen Fort-

schritt im Bereich des Kinderschutzes dar, indem erstmals die psychologische Manipulation 
und sexuelle Kommunikation mit Kindern unter 16 Jahren unabhängig von einem physischen 
Treffen unter Strafe gestellt wird. Juristisch wird eine langjährige Lücke im Strafrecht ge-

schlossen, die der Schweiz u.a internationale Kritik (Lanzarote-Konvention) eingebracht 
hatte.  
 

Mit Blick auf die polizeiliche Arbeit eröffnet die neue Strafnorm die Möglichkeit, frühzeitig und 
präventiv gegen sexuelle Belästigung im digitalen Raum vorzugehen, bspw. im Rahmen von 
präventiven polizeilichen Chatermittlungen. Dies ist vor allem bedeutsam, weil immer mehr 

Kinder frühzeitig online aktiv sind. 
 
Kritisch anzumerken ist die Problematik der Abgrenzung zwischen strafbarem Grooming und 

harmlosen, aber unangemessenen Äusserungen. Die Beurteilung dieser Grenze erfordert 
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Kompetenzen in psychologischer und pädagogischer Hinsicht, um Kommunikationsinhalte 
richtig einordnen zu können. Die Polizei verfügt weder über dieses Wissen noch ist es deren 
Aufgabe, Kommunikationen psychologisch und pädagogisch einzuordnen. Sie wird demzu-

folge grundsätzlich eher niederschwellig an die Staatsanwaltschaft rapportieren müssen, zu-
mal es auch nicht Sache der Polizei ist, zu entscheiden, ob ein Verhalten strafbar ist oder 
nicht.  

 
Die Einführung des neuen Art. 187bis StGB würde zudem einen deutlichen zusätzlichen 
Analyseaufwand mit sich bringen. Neben Bildern und Videos müssen künftig auch die Inhalte 

von Chat-Nachrichten vertieft geprüft und bewertet werden, was die Komplexität und den 
Umfang der Auswertungen erheblich erhöht. 
 

Schliesslich wird es wichtig sein, dass die Rechtsprechung rasch klare und praktikable Leitli-
nien entwickelt, damit die Strafnorm für die Polizei praktikabel ist, unnötiger Aufwand vermie-
den wird und nicht reihenweise Strafverfahren eröffnet werden, welche anschliessend wieder 

eingestellt werden müssen oder mit Freispruch enden.  
 
Zukunftsweisend wäre im Zusammenhang mit der neuen Strafnorm die Einführung von KI-

gestützten Analysetools zur automatischen Kennzeichnung verdächtiger Kommunikations-
muster (z.B. wiederkehrende Themen, Emojis, Pseudonyme), selbstverständlich unter Ein-
haltung der rechtlichen und vor allem datenschutzrechtlichen Aspekte. Wir versprechen uns 

bedeutende Effizienzgewinne durch den Einsatz von KI-gestützten Auswertungsmöglichkei-
ten. Allerdings sind die tatsächlichen Potenziale derzeit noch mit Unsicherheiten behaftet 
(rechtliche Würdigung, Knowhow, Ressourcen, etc.). 

 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung dieser Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 
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